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578. Bundesgesetz: Energieanleihegesetz 1973

5 7 9 . Bundesgesetz: Übernahme der Bundeshaftung für Anleihen, Darlehen und sonstige Kredite
der Vereinigte Österreichische Eisen- und Stahlwerke — Alpine Montan Aktien-
gesellschaft

5 8 0 . Bundesgesetz: Bedeckung des Abganges des Milchwirtschaftsfonds im Geschäftsjahr 1974

5 8 1 . Bundesgesetz: Änderung des Patentgesetzes 1970

5 7 8 . Bundesgesetz vom 8. November 1973
betreffend die Übernahme der Bundeshaf-
tung für Anleihen, Darlehen und sonstige
Kredite der Österreichischen Elektrizitäts-
wirtschafts-Aktiengesellschaft (Verbund-
gesellschaft) und der Sondergesellschaften

(Energieanleihegesetz 1973)

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Der Bundesminister für Finanzen wird
ermächtigt, für die

a) von der Österreichischen Elektrizitätswirt-
schafts-Aktiengesellschaft (Verbundgesell-
schaft),

b) von einer oder mehreren Sondergesell-
schaften gemäß § 4 Absatz 4 des 2. Ver-
staatlichungsgesetzes, BGBl. Nr. 81/1947,
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 43/1964 oder

c) von der Österreichischen Elektrizitätswirt-
schafts-Aktiengesellschaft (Verbundgesell-
schaft) gemeinsam mit einer oder mehreren
der in lit. b genannten Sondergesellschaften
im In- und Ausland

aufzunehmenden Anleihen, Darlehen und
sonstigen Kredite namens des Bundes die

Haftung als Bürge und Zahler (§ 1357 des all-
gemeinen bürgerlichen Gesetzbuches) zu über-
nehmen.

(2) Der Bundesminister für Finanzen darf von
der im Absatz 1 erteilten Ermächtigung nur Ge-
brauch machen, wenn

a) der Gesamtbetrag (Gegenwert) der Haftung
5000 Millionen Schilling an Kapital und
5000 Millionen Schilling an Zinsen und
Kosten nicht übersteigt;

b) die Kreditoperation im Einzelfall den Betrag
(Gegenwert) von 1000 Millionen Schilling
an Kapital nicht übersteigt;

c) die Laufzeit der Kreditoperation 30 Jahre
nicht übersteigt;

d) die prozentuelle Gesamtbelastung der Kre-
ditoperation in inländischer Währung unter
Zugrundelegung der folgenden Formel nicht
mehr als das Zweieinhalbfache des im Zeit-
punkt der Kreditaufnahme geltenden Zins-
fußes für Eskontierungen der Oesterreichi-
schen Nationalbank (§ 48 Abs. 2 des Natio-
nalbankgesetzes 1955, BGBl. Nr. 184, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 276/
1969) beträgt:
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e) die prozentuelle Gesamtbelastung der Kre-
ditoperation in ausländischer Währung nach
der Formel laut lit. d nicht mehr als das
Zweieinhalbfache des arithmetischen Mittels
aus den im Zeitpunkt der Kreditaufnahme
geltenden offiziellen Diskontsätzen in Bel-
gien, der Bundesrepublik Deutschland,
Frankreich, Großbritannien, den Nieder-
landen, Schweden, der Schweiz und den
USA (New York) beträgt;

f) die Kreditoperation in Schilling, Belgischen
Francs, Deutschen Mark, Französischen
Francs, Holländischen Gulden, Italienischen
Lire, Japanischen Yen, Kanadischen Dollar,
Luxemburgischen Francs, Pfund Sterling,
Schwedischen Kronen, Schweizer Franken,
US-Dollar oder in Rechnungseinheiten, die
auf mehreren dieser Währungen beruhen,
erfolgt und

g) der Erlös der Kreditoperationen ausschließ-
lich zum Ausbau von Großkraftwerken,
insbesondere der Werke Altenwörth, Fer-
lach, Klaus, Korneuburg II, Malta, Ottens-
heim, Rosegg und der Übertragungseinrich-
tungen der Verbundgesellschaft, zur Durch-
führung von Fertigstellungs- und Ergän-
zungsinvestitionen an bereits im Betrieb
befindlichen Anlagen, zur Finanzierung von
Planungsarbeiten für neue Projekte und des
Anteiles der Verbundgesellschaft am ersten
österreichischen Kernkraftwerk verwendet
wird.

(3) Zur Feststellung des Nettoerlöses gemäß
Absatz 2 lit. d und e sind die Emissions- oder
Zuzählungsverluste, Begebungsprovisionen,
Werbe- und Druckkosten (Begebungskosten) vom
Bruttoerlös in Abzug zu bringen.

(4) Für die Beurteilung der Gesamtbelastung
bei Darlehen und sonstigen Krediten, bei welchen
die Zinssätze jeweils für bestimmte Zeitabschnitte
variabel festgesetzt werden, ist für die vertragliche
Laufzeit die Gesamtbelastung nach der Formel
laut Abs. 2 lit. d und e zum Zeitpunkt des Ver-
tragsabschlusses maßgebend. Für die Gesamt-
belastung bei Anleihen sind vertraglich vorge-
sehene Tilgungsmöglichkeiten durch freihändigen
Rückkauf nicht zu berücksichtigen.

(5) Vorzeitige Rückzahlungsermächtigungen
(Kündigungsrechte) sind für die Beurteilung der
Laufzeit nicht zu berücksichtigen.

§ 2. (1) Der Bundesminister für Finanzen wird
ermächtigt, für Kredite, die der Vorfinanzierung
von Anleihen gemäß § 1 Absatz 1 dienen, namens
des Bundes die Haftung als Bürge und Zahler

(§ 1357 des allgemeinen bürgerlichen Gesetz-
buches) unter der Voraussetzung zu übernehmen,
daß

a) die Laufzeit mit höchstens zwei Jahren
begrenzt ist,

b) das Ausmaß des im § 1 Absatz 2 lit. a und b
genannten Betrages (Gegenwertes) an Ka-
pital und Zinsen nicht überschritten wird
und

c) bei zeitlicher Kreditüberschneidung die
Summe aus Vor- und Endfinanzierung bei
Kreditoperationen im Einzelfall nicht mehr
als 1500 Millionen Schilling und die Summe
aller Vor- und Endfinanzierungen nicht
mehr als 7500 Millionen Schilling beträgt.

(2) Kredite, die der Vorfinanzierung solcher
Anleihen dienen, sind auf den im § 1 Absatz 2
lit. a genannten Haftungsrahmen nicht anzu-
rechnen.

§ 3. Der Bundesminister für Finanzen wird
ermächtigt, für die von der Österreichischen
Elektrizitätswirtschafts-Aktiengesellschaft (Ver-
bundgesellschaft) gemeinsam mit der Österreichi-
schen Draukraftwerke Aktiengesellschaft und
der Dampfkraftwerk Korneuburg Gesellschaft
mit beschränkter Haftung bereits begebene, auf
den Gesamtbetrag gemäß § 1 Absatz 2 lit. a
anrechenbare Anleihe bis zu höchstens 700 Mil-
lionen Schilling namens des Bundes die Haftung
als Bürge und Zahler (§ 1357 des allgemeinen
bürgerlichen Gesetzbuches) zu übernehmen.

§ 4. Wird die Haftung des Bundes gemäß § 1
Absätze 1 und 2 und § 2 für Fremdwährungs-
beträge übernommen, so sind diese zu den im
Zeitpunkt der Haftungsübernahme vom Bundes-
minister für Finanzen jeweils festgesetzten Kassen-
werten auf die genannten Höchstbeträge anzu-
rechnen.

§ 5. (1) Der Bundesminister für Finanzen
wird ermächtigt, die gemäß § 1 Absätze 1 und 2
übernommenen Haftungen über die vertraglich
vereinbarte Laufzeit zu erstrecken, wenn

a) eine Prolongierung der Fälligkeit der Ver-
pflichtungen aus Kreditoperationen der Ver-
bundgesellschaft oder einer der im § 1
Absatz 1 lit. b genannten Sondergesell-
schaften zur Vermeidung einer Inanspruch-
nahme des Bundes aus der Haftung infolge
unvorhersehbar eingetretener wirtschaft-
licher oder finanzieller Schwierigkeiten ge-
boten ist und der Gläubiger zustimmt,
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b) durch die Prolongierung die vertraglich
vereinbarte Laufzeit um nicht mehr als
fünf Jahre überschritten wird und

c) die Mehrleistungen an Zinsen im Haftungs-
rahmen für Zinsen und Kosten Deckung
finden.

(2) Die sich jeweils ergebende Gesamtlaufzeit
darf die im § 1 Absatz 2 lit. c festgesetzte Laufzeit
nicht überschreiten.

§ 6. Der Bundesminister für Finanzen darf
Haftungen gemäß § 1 Absätze 1 und 2 und § 2
überdies nur dann übernehmen, wenn die Ver-
bundgesellschaft und die Sondergesellschaften
zugleich mit dem Antrag auf Übernahme der
Bundeshaftung im Einzelfall (§ 1 Absatz 2 lit. b)
die verbindliche Erklärung abgeben, daß

a) dem Bundesministerium für Finanzen die
Prüfung der zweckgebundenen Verwen-
dung des bundesverbürgten Kredites und
im Zuge dieser Prüfung die Einsicht in alle
Bücher, Urkunden und sonstigen Schriften
der Verbundgesellschaft und der Sonder-
gesellschaften gewährleistet wird,

b) sie dem Bundesministerium für Finanzen
für die Dauer der Laufzeit des bundes-
verbürgten Kredites den jährlichen Ge-
schäftsbericht samt Gewinn- und Verlust-
rechnung und den Prüfungsbericht eines
Wirtschaftsprüfers und Steuerberaters (einer
Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungs-
gesellschaft) oder eines Buchprüfers und
Steuerberaters (einer Buchprüfungs- und
Steuerberatungsgesellschaft) im Sinne der
Wirtschaftstreuhänder-Berufsordnung,
BGBl. Nr. 125/1955, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 26/1965 vor-
legen werden.

§ 7. Wird der Bund auf Grund einer gemäß
den vorstehenden Bestimmungen übernommenen
Haftung in Anspruch genommen, so steht ihm
neben dem Recht auf Ersatz der bezahlten Schuld
(§ 1358 des allgemeinen bürgerlichen Gesetz-
buches) auch das Recht zu, von der Verbund-
gesellschaft und den Sondergesellschaften den
Ersatz aller im Zusammenhang mit der Ein-
lösung der übernommenen Haftung entstandenen
Aufwendungen, insbesondere die vom Bund in
einem Rechtsstreit mit dem Gläubiger aufge-
wendeten Kosten, zu fordern.

§ 8. Für die Übernahme der Bürgschaft durch
den Bund ist kein Entgelt zu entrichten.

§ 9. Mit der Durchführung dieses Bundes-
gesetzes ist der Bundesminister für Finanzen
betraut.

Jonas
Kreisky Androsch

579 . Bundesgesetz vom 8. November 1973
betreffend die Übernahme der Bundeshaf-
tung für Anleihen, Darlehen und sonstige
Kredite der Vereinigte Österreichische Eisen-
und Stahlwerke — Alpine Montan Aktien-

gesellschaft

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Der Bundesminister für Finanzen wird
ermächtigt, für die von der Vereinigte Öster-
reichische Eisen- und Stahlwerke — Alpine
Montan Aktiengesellschaft zur Durchführung
von Investitionsvorhaben und Rationalisierungs-
maßnahmen in den Konzernunternehmungen
und in den angeschlossenen Tochtergesellschaften
im In- und Ausland aufzunehmenden Anleihen,
Darlehen und sonstigen Kredite namens des
Bundes die Haftung als Bürge und Zahler
(§ 1357 des allgemeinen bürgerlichen Gesetz-
buches) zu übernehmen.

(2) Der Bundesminister für Finanzen darf
von der im Abs. 1 erteilten Ermächtigung nur
dann Gebrauch machen, wenn

a) der jeweils ausstehende Gesamtbetrag (Ge-
genwert) der Haftung 2000 Millionen
Schilling an Kapital und 2000 Millionen
Schilling an Zinsen und Kosten nicht
übersteigt;

b) die Kreditoperation im Einzelfall den Be-
trag (Gegenwert) von 800 Millionen Schil-
ling an Kapital und 800 Millionen Schilling
an Zinsen und Kosten nicht übersteigt;

c) die Laufzeit der Kreditoperation 20 Jahre
nicht übersteigt;

d) die prozentuelle Gesamtbelastung der Kre-
ditoperation in inländischer Währung unter
Zugrundelegung der folgenden Formel
nicht mehr als das Zweieinhalbfache des
im Zeitpunkt der Kreditaufnahme gelten-
den Zinsfußes für Eskontierungen der
Oesterreichischen Nationalbank (§ 48 Abs. 2
des Nationalbankgesetzes 1955, BGBl.
Nr. 184, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 276/1969) beträgt:
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e) die prozentuelle Gesamtbelastung der Kre-
ditoperation in ausländischer Währung nach
der Formel laut lit. d nicht mehr als das
Zweieinhalbfache des arithmetischen Mittels
aus den im Zeitpunkt der Kreditaufnahme
geltenden offiziellen Diskontsätzen in Bel-
gien, der Bundesrepublik Deutschland,
Frankreich, Großbritannien, den Nieder-
landen, Schweden, der Schweiz und den
USA (New York) beträgt;

f) die Kreditoperation in Schilling, Belgischen
Francs, Deutschen Mark, Französischen
Francs, Holländischen Gulden, Italienischen
Lire, Japanischen Yen, Kanadischen Dol-
lar, Luxemburgischen Francs, Pfund Ster-
ling, Schwedischen Kronen, Schweizer
Franken, US-Dollar oder in Rechnungs-
einheiten, die auf mehreren dieser Währun-
gen beruhen, erfolgt;

g) mit dem Antrag auf Übernahme der Haf-
tung im Einzelfall die Investitionsvorhaben
oder die Rationalisierungsmaßnahmen be-
kanntgegeben werden und deren Dringlich-
keit und Notwendigkeit dargelegt wird.

(3) Zur Feststellung des Nettoerlöses gemäß
Abs. 2 lit. d und e sind die Emissions- oder
Zuzählungsverluste, Begebungsprovisionen,
Werbe- und Druckkosten (Begebungskosten)
vom Bruttoerlös in Abzug zu bringen.

(4) Für die Beurteilung der Gesamtbelastung
bei Darlehen und sonstigen Krediten, bei wel-
chen die Zinssätze jeweils für bestimmte Zeit-
abschnitte variabel festgesetzt werden, ist für.
die vertragliche Laufzeit die Gesamtbelastung
nach der Formel laut Abs. 2 lit. d und e zum
Zeitpunkt des Vertragsabschlusses maßgebend.
Für die Gesamtbelastung bei Anleihen sind ver-
traglich vorgesehene Tilgungsmöglichkeiten
durch freihändigen Rückkauf nicht zu berück-
sichtigen.

(5) Vorzeitige Rückzahlungsermächtigungen
(Kündigungsrechte) sind für die Beurteilung
der Laufzeit nicht zu berücksichtigen.

§ 2. Wird die Haftung des Bundes gemäß
§ 1 Abs. 1 und 2 für Fremdwährungsbeträge
übernommen, so sind diese zu den im Zeitpunkt
der Haftungsübernahme vom Bundesminister
für Finanzen jeweils festgesetzten Kassenwerten
auf die genannten Höchstbeträge anzurechnen.

§ 3. (1) Der Bundesminister für Finanzen
wird ermächtigt, die gemäß § 1 Abs. 1 und 2
übernommenen Haftungen über die vertraglich
vereinbarte Laufzeit zu erstrecken, wenn

a) eine Prolongierung der Fälligkeit der Ver-
pflichtungen aus Kreditoperationen der
Gesellschaft zur Vermeidung einer In-
anspruchnahme des Bundes aus der Haftung
infolge unvorhersehbar eingetretener wirt-
schaftlicher oder finanzieller Schwierigkeiten
geboten ist und der Gläubiger zustimmt;

b) durch die Prolongierung die vertraglich
vereinbarte Laufzeit um nicht mehr als
fünf Jahre überschritten wird;

c) die Mehrleistungen an Zinsen im Haftungs-
rahmen für Zinsen und Kosten Deckung
finden.

(2) Die sich jeweils ergebende Gesamtlaufzeit
darf die im § 1 Abs. 1 lit. c festgesetzte Gesamt-
laufzeit nicht überschreiten.

§ 4. (1) Der Bundesminister für Finanzen wird
ermächtigt, für Kredite, die der Vorfinanzie-
rung von Anleihen gemäß § 1 dienen, namens des
Bundes die Haftung als Bürge und Zahler
(§ 1357 des allgemeinen bürgerlichen Gesetz-
buches) unter der Voraussetzung zu über-
nehmen, daß

a) die Laufzeit mit höchstens zwei Jahren
begrenzt ist,

b) das Ausmaß des im § 1 Abs. 2 lit. b genann-
ten Betrages nicht überschritten wird und

c) bei zeitlicher Kreditüberschneidung die
Summe aus Vor- und Endfinanzierung bei
Kreditoperationen im Einzelfall nicht mehr
als 1200 Millionen Schilling und die
Summe aller Vor- und Endfinanzierungen
nicht mehr als 3000 Millionen Schilling
beträgt.

(2) Kredite, die der Vorfinanzierung solcher
Anleihen dienen, sind auf den im § 1 Abs. 2
lit. a festgesetzten Haftungsrahmen nicht an-
zurechnen.

§ 5. Der Bundesminister für Finanzen darf
Haftungen gemäß § 1 Abs. 1 und 2 und § 4
überdies nur dann übernehmen, wenn die Ver-
einigte Österreichische Eisen- und Stahlwerke —
Alpine Montan Aktiengesellschaft mit dem An-,
trag auf Übernahme der Bundeshaftung im
Einzelfall (§ 1 Abs. 2 lit. b und § 4) die verbind-
liche Erklärung abgibt, daß

a) dem Bundesministerium für Finanzen die
Prüfung der zweckgebundenen Verwendung
des bundesverbürgten Kredites und im
Zuge dieser Prüfung die Einsicht in alle
Bücher, Urkunden und sonstigen Schriften
der Vereinigte Österreichische Eisen- und
Stahlwerke — Alpine Montan Aktiengesell-
schaft gewährleistet wird,
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b) sie dem Bundesministerium für Finanzen
für die Dauer der Laufzeit des bundes-
verbürgten Kredites den jährlichen Ge-
schäftsbericht samt Gewinn- und Verlust-
rechnung und den Prüfungsbericht eines
Wirtschaftsprüfers und Steuerberaters
(einer Wirtschaftsprüfungs- und Steuer-
beratungsgesellschaft) oder eines Buch-
prüfers und Steuerberaters (einer Buch-
prüfungs- und Steuerberatungsgesellschaft)
im Sinne der Wirtschaftstreuhänder-Berufs-
ordnung, BGBl. Nr. 125/1955, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 26/
1965 vorlegen wird.

§ 6. Wird der Bund auf Grund einer gemäß
den vorstehenden Bestimmungen übernommenen
Haftung in Anspruch genommen, so steht ihm
neben dem Recht auf Ersatz der bezahlten Schuld
(§ 1358 des allgemeinen bürgerlichen Gesetz-
buches) auch das Recht zu, von der Vereinigte
Österreichische Eisen- und Stahlwerke — Alpine
Montan Aktiengesellschaft den Ersatz aller im
Zusammenhang mit der Einlösung der über-
nommenen Haftung entstandenen Aufwendungen,
insbesondere die vom Bund in einem Rechtsstreit
mit dem Gläubiger aufgewendeten Kosten, zu
fordern.

§ 7. Für die Übernahme der Bürgschaft durch
den Bund ist kein Entgelt zu entrichten.

§ 8. Mit der Durchführung dieses Bundes-
gesetzes ist der Bundesminister für Finanzen
betraut.

Jonas
Kreisky Androsch

5 8 0 . Bundesgesetz vom 8. November 1973
betreffend die Bedeckung des Abganges des
Milchwirtschaftsfonds im Geschäftsjahr 1974

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Der Bundesminister für Finanzen wird
ermächtigt, dem Milchwirtschaftsfonds (Markt-
ordnungsgesetz 1967, BGBl. Nr. 36/1968, in
der Fassung der Kundmachung BGBl. Nr. 424/
1968 und der Bundesgesetze BGBl. Nr. 452/1969,
BGBl. Nr. 411/1970, BGBl. Nr. 492/1971, BGBl.
Nr. 224/1972 und BGBl. Nr. 455/1972) zur
Erfüllung seiner gesetzlichen Aufgaben im Ge-
schäftsjahr 1974 einen Zuschuß zu gewähren,
dessen Höhe durch den Betrag bestimmt wird,
um den die Summe der vom Milchwirtschafts-
fonds in diesem Geschäftsjahr gemäß §§ 6 und 7
Abs. 3 des Marktordnungsgesetzes 1967 ge-
währten Zuschüsse die Summe der im gleichen

Zeitraum an den Milchwirtschaftsfonds gemäß
§§ 4, 5 und 7 Abs. 1 des Marktordnungsgesetzes
1967 entrichteten Preisausgleichsbeiträge und
Transportausgleichsbeiträge übersteigt.

§ 2. Der Zuschuß gemäß § 1 darf den Gesamt-
betrag von 458 Millionen Schilling nicht über-
steigen. Er ist zu Lasten des finanzgesetzlichen
Ansatzes 1/62124, „Zuschuß zum Gebarungs-
abgang des Milchwirtschaftsfonds", zu veraus-
gaben und zu bedecken.

§ 3. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Kreisky Androsch

5 8 1 . Bundesgesetz vom 8. November 1973,
mit dem das Patentgesetz 1970 geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Patentgesetz 1970, BGBl. Nr. 259, wird
wie folgt geändert:

1. Dem § 57 ist folgender Abs. 3 anzufügen:

„(3) Das Patentamt ist ferner verpflichtet, auf
Antrag schriftliche Gutachten über den Stand der
Technik (Recherchen) bezüglich eines konkreten
technischen Problems, soweit sich dessen Lösun-
gen einem einheitlichen Lösungsprinzip unter-
ordnen lassen, zu erstatten."

2. Der Abs. 8 des § 59 hat zu lauten:

„(8) Ein nichtständiges Mitglied ist nur dann
zur Mitwirkung heranzuziehen, wenn im Einzel-
fall kein ständiges Mitglied für das in Frage kom-
mende Fachgebiet zur Verfügung steht oder wenn
die Heranziehung mit Rücksicht auf die Beson-
derheit des Falles, die Raschheit der Erledigung
oder die Belastung der in Betracht kommenden
ständigen Mitglieder geboten erscheint."

3. Der Abs. 5 des § 80 hat zu lauten:

„(5) Öffentlich-rechtlichen Institutionen kann
über Ansuchen je ein Exemplar aller ab dem
Zeitpunkt des Einlangens des Ansuchens ausgege-
benen Patentschriften kostenlos überlassen wer-
den, wenn diese der Öffentlichkeit zugänglich ge-
macht werden."

4. Der bisherige Abs. 5 des § 80 erhält die Be-
zeichnung Abs. 6.

5. Der Abs. 2 des § 81 hat zu lauten:

„(2) In Geschäftsstücke, die Recherchen (§ 57
Abs. 3) betreffen, ist die Einsichtnahme nur mit
Zustimmung des Antragstellers oder seines
Rechtsnachfolgers zu gestatten,"
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6. Die bisherigen Abs. 2 bis 5 des § 81 erhalten
die Bezeichnung Abs. 3 bis 6.

7. Nach dem § 111 ist unter der Abschnittsbe-
zeichnung „B. Recherchen" als § 111 a mit fol-
gender Überschrift einzufügen:

„Erfordernisse und Behandlung der Anträge

§ 111 a. (1) Ein Antrag auf Durchführung einer
Recherche darf nur ein einziges konkretes techni-
sches Problem (§ 57 Abs. 3) zum Gegenstand
haben. Im Antrag kann auch begehrt werden,
daß die Recherche auf einen zurückliegenden Zeit-
punkt abgestellt wird.

(2) Der Antrag ist in zweifacher Ausfertigung
beim Patentamt schriftlich einzubringen. Jeder
Ausfertigung sind eine genaue und deutliche Be-
schreibung, eine gedrängte Zusammenfassung des
konkreten technischen Problems und erforder-
lichenfalls Zeichnungen beizuschließen. Die Be-
schreibung und die Zusammenfassung können
auch in englischer oder französischer Sprache ab-
gefaßt sein, doch ist das Patentamt berechtigt,
eine deutsche Übersetzung zu verlangen.

(3) Zur Erledigung des Antrages ist das nach
der Geschäftsverteilung zuständige fachtechnische
Mitglied (§ 61) berufen. Eine Ausfertigung der
vom Antragsteller beigebrachten Beilagen (Abs. 2)
ist der Erledigung anzuschließen.

(4) Ist der Antrag, die Beschreibung, die Zu-
sammenfassung oder die Zeichnung mangelhaft,
so ist der Antragsteller aufzufordern, binnen
einer bestimmten Frist den Mangel zu beheben.

Wird der Mangel nicht behoben, so ist der Antrag
mit Beschluß zurückzuweisen. Der Beschluß kann
mit Beschwerde angefochten werden. Für die Be-
schwerde sind die Bestimmungen der §§ 70 bis 73
sinngemäß anzuwenden."

8. Die bisherige Abschnittsbezeichnung „B. An-
fechtung von Patenten" hat zu lauten: „C. An-
fechtung von Patenten".

9. Im § 168 Abs. 1 ist in Z. 5 lit. d der Schluß-
punkt durch einen Strichpunkt zu ersetzen und
folgende Z. 6 anzufügen:

„6. der Antrag auf Durchführung einer
Recherche (§ 111 a Abs. 1) 4000 S."

10. Dem Abs. 5 des § 168 ist folgender Satz
anzufügen:

„Von der im Abs. 1 Z. 6 festgesetzten Gebühr
ist ein Betrag von 3800 S zurückzuerstatten,
wenn der Antrag zurückgewiesen oder vor dem
Tag der Zustellung des Recherchenergebnisses zu-
rückgezogen wird."

Artikel II

Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1975
in Kraft.

Artikel III

Mit der Vollziehung des Bundesgesetzes ist der
Bundesminister für Handel, Gewerbe und Indu-
strie betraut.

Jonas
Kreisky Staribacher


